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Information der betroffenen Personen (Antragsteller) bei Direkterhebung (Art. 
13 DS-GVO) 
 
Verantwortlicher: 
Stadt Radeberg Große Kreisstadt, Markt 17-19, 01454 Radeberg (Deutschland) 
03528-4500, info@radeberg.de, www.radeberg.de 
 
Gesetzlicher Vertreter: 
Der Oberbürgermeister 
 
Datenschutzbeauftragter: 
Ingo Krause, E-Mail: dsb@stadt-radeberg.de 
 
 
Angaben zur Verarbeitungstätigkeit: 
 
Zwecke der Verarbeitungstätigkeit: 
Alle Personen die im Geltungsbereich des Personenstandsgesetzes geboren wer-
den, heiraten oder sterben und deren Angehörige sowie Personen, die die Anlegung 
eines Familienbuches, die Ausstellung von Urkunden, Namensänderungen oder Kir-
chenausstritt beantragen. 

 
Rechtsgrundlage der Verarbeitungstätigkeit: 
Die Meldebehörden haben personenbezogene Daten über die in ihrem Zuständig-
keitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu erfassen, um deren Identität und 
Wohnadressen feststellen und nachweisen zu können. Die Rechtsgrundlagen für die 
Verarbeitungstätigkeiten ergeben sich aus dem Bundesmeldegesetz, den Meldege-
setzen der Länder (Sächsisches Gesetz zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes  
SächsAGBMG) und den bundes- und landesrechtlichen Verordnungen (Sächsische 
Meldeverordnung – SächsMeldVO) über regelmäßige Datenübermittlungen der Mel-
debehörden. 

Die Meldebehörden dürfen nur nach Maßgabe dieser Gesetze oder sonstiger 
Rechtsvorschriften Melderegisterauskünfte an private Dritte erteilen oder an öffentli-
che Stellen übermitteln. Gegen bestimmte Melderegisterauskünfte (z.B. Melderegis-
terauskünfte an Adressbuchverlage) gibt es ein Widerspruchsrecht. 
 
Datenerhebung und -weiterleitung 
Die Pass-/Personalausweisbehörden erfassen Ihre persönlichen Daten zum Zwecke 
der Ausstellung von deutschen Personaldokumenten wie Reisepässen und Perso-
nalausweisen (u. a. Name, Geburtsdatum und -ort, Lichtbild, Unterschrift) in Regis-
tern und Akten und übermittelt diese Daten zur Fertigung der Dokumente an den Do-
kumentenhersteller, die Bundesdruckerei GmbH. In der Bundesrepublik Deutschland 
gilt die Ausweispflicht, weshalb jeder Deutsche ab dem 16. Lebensjahr entweder ei-
nen Personalausweis oder einen Reisepass besitzen muss. Zudem ist bei jedem 
Grenzübertritt ein gültiges Personaldokument mitzuführen, welches den jeweiligen 
Einreisebestimmungen entspricht. 

Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitungstätigkeiten ergeben sich aus dem Pass-
gesetz (PassG) und dem Gesetz über Personalausweise und den elektronischen 
Identitätsnachweis (PAuswG) 
 

info@radeberg.de
www.radeberg.de
dsb@stadt-radeberg.de


Information der betroffenen Personen (Antragsteller) bei Direkterhebung (Art. 13 DS-GVO) 

powered by audatis MANAGER Stand: 15.09.2019 Seite 2 / 2 

Kategorien von Empfängern: 
Intern (Mitarbeiter des Personenstandswesens) 

 
Datentransfer in ein Drittland: 
Es liegt keine geplante Übermittlung in Drittstaaten vor. 

 
 
Zusätzliche Informationspflichten: 
 
Speicherdauer der personenbezogenen Daten: 
Nach erfolgreicher Übertragung einer Registereintragung in die elektronischen Per-
sonenstandsregister werden die Vorgangsdaten lokal nach 120 Tagen (4 Monate) 
gelöscht. 

Protokolldaten: Abrufprotokolle des Datenaustausches und der Suchverzeichnisse 
werden 4 Monate aufbewahrt. 

Beurkundungsdaten: Die in Registern erfassten Daten sind dauerhaft aufzubewah-
ren. Sie sind zusammen mit den in den zugehörigen Akten je nach Art des perso-
nenstandsrechtlichen Vorgangs nach 30, 80 oder 110 Jahren dem Archiv zur Über-
nahme anzubieten. 

 
Rechte der betroffenen Person: 
Sie haben ein Recht auf Auskunft (gem. Art. 15 DS-GVO) seitens des Verantwortli-
chen über die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung 
(Art. 16 DS-GVO), Löschung (Art. 17 DS-GVO), und auf Einschränkung der Verarbei-
tung (Art. 18 Abs. 1 DS-GVO). Des Weiteren haben Sie ein Widerspruchsrecht ge-
gen die Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO) sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit 
(Art. 20 DS-GVO). 

Möchten Sie von Ihren Rechten Gebrauch machen, wenden Sie sich bitte an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten. 

 
Beschwerderecht: 
Sie haben ein Recht auf Beschwerde, bei der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

 
Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten: 
Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten über die betroffene Person ist teil-
weise gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben. 

 
Folgen der Nichtbereitstellung: 

Sie sind gemäß §§ 9 und 10 Personenstandsgesetz in Abhängigkeit vom Personen-
standsfall verpflichtet, die vom Standesamt angeforderten Daten anzugeben. An-
dernfalls kann die beantragte Amtshandlung nicht vorgenommen werden 

Wer nach dem Personenstandsgesetz zur Anzeige eines Personenstandsfalls (Ge-
burt, Sterbefall) oder zu sonstigen Handlungen verpflichtet ist, kann gemäß § 69 Per-
sonenstandsgesetz hierzu vom Standesamt durch ein Zwangsgeld angehalten wer-
den. 

 
Automatisierte Entscheidungsfindung: 
Es erfolgt keine automatisierte Entscheidungsfindung bzw. Profiling. 


